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641 der Beilagenzuden stenographischenProtokollen des Nationalrates (V. G.P.). 

Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Handel ~nd Wiederaufbau 

über den Entwurf eines Bundesgesetzes, be- rAus ,dies,ern Gedanken ergibt sich nun folge­
treffend die Wiederherstellung der durch I richtig, ,daß einerseits Hauseigentümer, Mieter 
Kriegseinwirkung beschädigten, oder zerstör- und Hyp.otheikarg~äubiger, gleichgültig, ob ihr 

'ten Wohnhäuser und den Ersatz des zerstör- 1
1
, Objekt getroffen wordenl ist oder nicht; zm 

ten Hausrates (Wohnhaus-Wiederaufbau- Deckung des gesamten Schadens ,am Hausbesitz 
gesetz). im Bundesgebiet heqngezogen werden, müssen, 

Die durch ,den Krieg verursadltel1< .Beschädi­
gungen und Zersoo,rungen anW.ohnhäusern -in 
österreich 6,ind derart umfangreich, ,daß der Ö~ter­
reichi'sche Staat nicht im6tande ist, die zur Be­
hebung der Schäden -erforderlichen Mittel beizu­
·stellen. Auch ,die, Überla1Ssungdes Wiederauflbaues 
an ,die einzelnen geschädigten iHauseigentümer 
kann weg,en der Größe des Schadens praiktisch 
zu keinem Ziel führen. !Dieser \Veg wäre auch un­
sozial, weil e6 sich hier um ein dem einzelnen zu­
fäl:lig zugestoßenes Unglück handelt. lEIs muß da~ 
he,r eine Gemeinschaft auf breitester Grundlage 
gebildet werden,.die ähnaich wie bei einer Ver­
sicherung, jme Krei6e zu umfassen hat, die zum 
zersnö.rten Vermögens.objekt in irgendeiner Weise' 
in wirtschaftlicher Beziehung steheri. Als wIche 
k.ommen iFlerster Linie die iHauseigentuiner in 
\Betracht, weil es sich im wesentlichen um ihr 
Vermögen: handelt. Doch auch die Mieter fallen 
in ,den am Haus/besitz intercslsierten Kreis, weil 
sie die Nutznieß,elr der 'Wohnungen 6ind. Durch 
die Wiederherste'llung der Wohn·häu6er wer:den 
f.ür einen großen Teil der iBevö lkerung wieder 
Wohnungen geschaffen und geordnete Ve,rhältnisse 
,auf dem Wohnungsm,arkt erreicht werden. Es 
werden einersei;ts Pers.onen, die Iderzeit in frem­
den Wohnungen eingewiesen sind, wieder eigene 
Wohnstätterielrhalten, ande~seits die lbi6her mit 
Einweisungen! 'bela6teten Mieter 'Von ihrer Ver­
pflichtung :zur A'btretung eines Teil~s ihrer W.oh­
nung ,wieder befreit. iEnd:1ich sind in diese Tn­
tereS'sen- urud Opfe'rgemein6chaft auch die Hyp.o­
thekargläubiger einzubeziehen, da sie ja eminentes 
Interes~e an ·der Wiederherstellung ihr.es P,fand­
.objektes haben. 

• 

anderseits die g,anze Akt,ion ,auf die ,dem Woh­
nung6bediürfnis dienenden Gebäude beschränkt 
bleiben muß. Es, sind daher landwirtschaftliche, 
industriel:le und gewerbliche Ob,jekte wie auch 
öffentliche Gebäude von dieser Akti.on ausgenom­
men. Da ,die Folgen der Kriegseinwirkungen auf 
diesem Ge'biete geradeßu katastr.ophal genannt 
werden m:üssen: und die Wiederherstelilung außer­
ordentlich dringend ist, weil die gegenwärtige 
Wohnungl>not kaum mehr traglbar ist, anderseit6 
wertvolles Volksvermögen unwiederbringlich ver-' 
lOfenizug,ehen groht" .muß Von ,den ,in die In­
teressenlgemeinschaft einbezogenen Kreisen e1l1 
wirikliches Opfer ,erhrac.nt werden. Hiebei soH 
allerdings d,er Grundsatz eingehalten wer,den, die 
Lasten auf die Kreise sozial gerecht zu verteilen. 
;EI, bedarf keiner ,besonderen Begründung, daß 
weiten lBevötkerungskr~isen eine größere iBelastung 
durch stärkere Heranziehung zu einer Beitugs­
leistung, die sich naturgemäß aus der Höhe des 
Gesamrschadens ergibt, im Augen'bQick nicht zu­
gemutet werden kann, ,daß aber auch dem Haus­
besitz durch Idie Beschränkung 6einer Einnahmen 
seit der IEinf.ührung des Mietengesetzes die wei~ 
tere Heraibminderung dieser Einnahmen durch 
die Neuwertung de~ Schillings über den Weg der 
Reichsmalr1kwährung und durch die Steigerung der 
InstandhaltungSlkosten GrenlZen in der übernahme 
v.on Lasten für den Wiederaufbau gez.ogen sind. 
Der Entwurf 6iehi ,daher für die, ersten zwei 
Jahre v.on einer Heranziehung der Hauseigen­
tümer und Mieter zur Beitragsleistung ab und­
wird flür diese Zeit der Staat teils zinsel1lose 
Darlehen aus 'Mitteln, die ihm zur' zinsenlosen 
Verwaltung ;ü;'bergeiben sind, teills Zuwendungen 
aus dem laufenden Budget bereitstellen. Diese 
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Zwischenfinanzierung w~rde gewählt, weil in zwei I Mit der 'EdaSlSung dieses GesetlZes sol!len gleich­
Jahren aller Voraussicht nach erwartet werden, zeitig alle reichsdeutschen Vorschriften über 
kann, ,daß die wirtschaftliche K1-aft ,des öster- I Ersatzleiswngen für Kriegs,schilden ohn,e B,e­
reichischenl Volkes nach der Wieder'belebung der 16ch~änlkung auf die im vorliegenden Gesetz ge­
B,aui~du6t~ie, die j~ als S0.1?'~sel,ind~strie. für. alle "regelten Fälle rückwirk~nd mit 27.A'Prp 1945 
Zweige wutschafthcher Tatlglken gilt, die über- aufg~hdben werden, weil auch nach Ansicht des 
nahme der Lasten ftÜr den Wiederaufibau erlaulbt. Bundesministeriums für Finanzen diese Ansprüche. 

Für die Finanzierung des Wiederaufbaue6 wird gegenüber dem Bundesstaat ö,sterreich mangct:s 
ein Fonds geschaffen; ihm fließen die vom il?und Recht5nachfolge dieses ,staates in die Rechrsvel'­
gegebenen Mittel sowi·e die Leistungen der bei- ,hältniss,e de~ Deutschen Reiches nicht mehr zu' 
tragspflichtigen Kreise zu. Aus ,diesem Fonds Recht 'best,ehen. ' 
werden dem HauseigentlÜmer Darlehen gegeben, 
die mit 1 Y. H. jährlich zu tilgen 'sind. Dieser 
Tilgungsplan und ,die laufenden Zuwendungen 
des Bundes au" Bud~etmitteln ermöglichen, für 
die wiederhergestellten Wohnungen Mietzio;e 
festzusetzen, die noch als tragbar bezeichnet 
werden können. Die IFondshillfe 'kann alber auch 
in der übernahme einer J3ürgschaft oder in der 
Gewährung von nichtrückzahlbaren Zusch:üssen, 
zur Verzinsung für' private Darlehen bestehen. 
Die Reihenfolge, in der der Wiederaufbau durch­
zuführen 'sein wird, wir,d in einem Wiederaufbau­
plan ,festgelegt werden, der im beoonderen auf 
die lokale Vordringlichkeit de.r Wohll'Taum­
beschaffung Rücksicht zu nehmen h<lJben wird, 
Bei der Verteilung der Mittel wird auf die Höhe 
der Kriegsschäden in den einzel!nen lB'undesländern 

"Bedacht ,genommen. BeiWQhnungen und Ge­
schäftsräumen, die mit Fondshilfe wiederher­
gestellt wer,den, hleibtdem Ahmieterund seinen 
nahen Angehöri'gen eill1 Optiorrsrecht ,gew,ahrt. 

iDas Gesetz' sieht auch die Gewährung von 
Fondshilfen für den Er6at~ des zerstörten Haus­
rates, vor allem ,Möbel, vor. 

Prinke, 
Berich tersta tter. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung 
des vorlieg~nden Gesetzes gründet sich auf die 
Bestimmungen des Arti:kels 10" Ziffer 15, des 
Bundes-Verf,assungsgesetzes in .der F,assung von 
1929, won~ch unter anderem Kriegsschaden­
angelegenheiten sowiealIs Anlaß eines Krieges 
oder im Gefolge eines solchen zur Sicherung der 
einheitGchen Führung der Wirtschaft notwendig 
erscheinende :Maßnahmen insbesondere auch hin­
sichtlich aer VeT6orgun~ der Bevölkerung mit 
Bedarfsgegenständen, hinsichtlich Gesetzgebung 
und V<>;llz:ehung, Bundess,ache ist. 

Der Ausschuß für Handel u~d Wiederaufbau 
stellt den An t rag, der Nationalrat woli!e dem 
an g e sc h 1 0'>', sen e n E n t w ur feines ,Bun- '/ 
desger,etzes, betreffend ·die Wiederherstellung der 
durch Kriegseinwirkung beschädigten oder ze~­
störten Wohnhäuser und den Erosatz des zer­
S~örten Haus,rates (Wohnhaus-Wiederaufbau­
gesetz), die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Wien, am 14. Juni 1948. 

Kapsreiter, 
Obmann. 

'I. 
Bundesgesetz vom , be-j' (2) Wohnhäuser im Si~ne ,dieses LBundesgesetzes 

treffend die Wiederherstellung der durch sind Baulichkeiren, die ganz oder ~ überwiegend 
Kriegseinwirkung beschädigten oder zerstör- j Wohnzwecken dienen. Das BiIndesministerium 
ten Wohnhä~er und den Ersatz des zerst~r-I fü,r Handel und Wiederauf,bau bestimmt <in Zwei­
ten} Hausrates (Wohnhaus-Wiederaufbau- fels,fällen, ob diese Vorau6setzung vorliegt. 

gesetz). . § 2, Von den Bestimmungen dieses lBull'des-
Der Nationalrat hat be6chlossen:gesetzes sind ausg,enommenl: 

;Erstes Haupt'Stücik. 

I. Gegenstand des Gesetzes, 

§ 1., (1) Gegenstand dieses Bundesgeset:zes ist 
die Wiederherstellung der durchlKriegs,einwirkung 
beschädigten oder zerstörten Wohnhäuser und der 
E~satz de6durrch Kriegseinwirkung zerstörten 
Hausrates. 

a) Wohnhäuser, die untea- die Bestimmungen 
des Bundesgesetzes vom 26. Juli 1946, 
B. G. BI. iNr. 176 {Landwirtschaftliches 
WiedelPufhaugesetz), fallen; 

b) Wohnhäuser, die im Eig~ntum oder in der 
Benützung eines fremden Staates oder 
Staatsoberhauptes, ,der Mitglieder der frem~ 
den diplomati6chen Vertretungsbehör,den 
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und der sonstigen als exterritorial aner­
kannten Personen stehen; dies g'ilt auch für 
Wohnhäu6er, die im Eigentum ode,r in der 
iBenützung der .fremden konsularischen Ver­
tretungen und auf ',Grund VOn Staatsver­
trägen besteKten Komm~ssionen stehen, 
denen das Recht der Exteflritorialität nicht 
zusteht, sofern ihr Personal ausschließlich 
den Zwecken der betreffenden Körper­
schaftdient und die Staats',b.ürgerschaft der, 
Absendestaates hesitzt. Durch diese Bescim­
mungenwir,d anders lautenden Regelungen 
durch Staatsverträge in keiner Weise vor­
gegriffen; 

c) Wohnhäuser mit unbedeutenden Kr>iegs­
schäden. Ein Kriegsr,chaden ist unbedeutend, 
wenn er in Wohnhäusern, deren iMietzins­
bildung dem Mietengesetz unterliegt, den 
HauptmietZ!ins Jürzwei Jahre, anderntfaKs 
den doppelten Jahresbruttomietzins nicht' 
übersteigt; zugrunde Zu legen ist der Miet­
zins im Zeitpun1kt 'der Kriegseinwidmng. 

11. W ohnhaus-Wiederaufbaufonds. 
I 

§ 3. Zur Iiinanzierung der Wiederherstdlung 
der unter die IBestimmungen die,es Bundesgesetzes 
falleruden Wohnhäuser . wwie 'zur Finan:z.iet·ung 
eines Ersatzes 'des zerstörten Hausrates wird ein 
Wohnhaus-Wie,deraufbaufonds{von nun ab Fonds 
genannt) geschaffen. 

§ .4. (1). Der Fonds be6itzt Rechtspersönlichkeit 
und hat sein·en Sitz in Wien. Er wi,rd vom Bun­
desministerium für Handel und Wiederaufbau 
,,·'erwaltet. 

(2) Der ·Fonds wird n~ch außen durch den Bun­
desminister für Handel und Wiederaufbau velr­
treten . 

. (3) Die Verwaltungskosten ,des fonds und seiner 
EinrichtungeI1 eind aus Bundesmitteln zu be­
otreiten. 

• § 5. (1) Zur Beratung und Begutachtung der 
mit der Verwaltun'g des Fonds zusammenhängm­
den Fragen, insbesondere zur Begutachtung des 
'X'irtschaftsplanes und der Ansuchen um Gewäh-, 
rung von Fondsleistungen wird ~ine Kommission 
("Kommiö6ion für den Wohnhaus-Wiederaufbau") 
errichtet. 

(2) Die Kommission besteht aus einem Vor­
sitzenden, seinem Stellvertreter und zehn weiteren 
Mitgliedern. Der Vorsitzende und sein SLellver~ 
treter werden vom Bundesminrste,r für Handel 
und Wi·ederauf'bau ernannt. Sechs Mitglieder wer­
den vom Hauptaus6chuß des Nationalrate>, je ein 
Mitglied von der Bundesikatnmer der gewerblichen 
Wirtschaft, dem Arbeiterkammertag und je ein 
Vertreter yon .den Bundesmin·isterien für FiMn- I 
zell und soz,iale Verwaltung .entsen,det. ,Für jedes I 

Mitglied und füt jeden' V,enreter der Ministerien 
wir·d ,auf gl.eiche Weise ein El1S,atzmann bestellt. 

(3) Die Mitgiliedschaft in der Kommi6sion ist 
ein unbesoldetes Ehrenramt. . 

(4) Die Beschlußfähigkeit ist gegeben, wenn alle 
Mitglieder orAnungsg,emäß eingeladen sind und 
mindestens die H~1fte der Mitglieder oder daen 
Ersatzleute' erschienen ist. ' 

(5) Das Näher.e wird in einer Geschäftsordnung 
geregelt, die von der Kommission beschlol,en 
wird und zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 
des Bundesministers für' Handel und Wieder­
aufbau !bedarf. 

§ 6. Das, Bundesministerium Jür Handel und 
Wiederaufbau hat nach Anhörung deo ~undes~ 
ministeriums für Finanzen für den Fonds bis 
spät,est.eno 1. Jun:i jedes Jahres einen W'irtschafts­
phn für :~las folgende Jahr .aufzustellen un·d zum 
31. Dez·emlber Ijedes Jahres einm Rechn,nngs­
abbchiluß nach kaufmännischen Grundsätzdn zu 
erstellen'; Erstmalig ist d·er Wirtschaftsplan späte­
stens zwei Monate nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes auhustellen. 

111. ~itteI des Fonds. 

§ 7. (1) nie Mittel des Fonds werden auf­
gt"bracht: , 

1. Durch Lei6tungen des Bundes'. iDiese bestehen: 

a) inallfäUigen' Zuwendungen auo dem [au­
fmden iBudget;. 

b) aus unv'ertzins'lichen Vorschüssen, welche das 
.Buride5minislterium für Finanzen in den 
Rechnungsja:hren 1948 und 1949 im Betrage 
von 200 und 300 iMillionen Schil~ing an 
den Fonds leistet. 

2. Durch'Leistungen der lEigent,ümer von Wohn­
häus·ern und von Grundverrriögen, und zwar: 

. a) der Eigentümer von Wohnhäu6,ern, insoweit 
diese oder die Wohnungen und Geschäfts­
räume nicht ,durch Kriegseinwirkung be- .. 
schädigt oder zers,uört wurden und hinsicht­
lichder Mietzinsbild'llng den Best,i'mmungen 
des Mietengesetzes in der Fas6ung der Ver­
ordnung B. G. iß1. NI'. 210/1929 unter­
liegen, durch Bezahlung eines jährlichen 
:Beinrages. :Er beträg~ J3 Groschen f'ür jede 
Krone, des Jahresrnietzinses für 1914, so­
weit jedoch ·eine rechtswirkoame Verein­
barung nach § 16, Abs. (1), des Mieten­
geset,zes am 1. Juli 1950 besteht, die Hälfte; 

b) der Eigentümer ron Grundstücken im Sinne 
der §§ 50 bis 53 des Reichsbewertungs­
gesetzes uu,d, von Betrieb6grundsuücken im 
Sinne des § 57 des genannten Gesetzes, die 
mit Wohnhäusern bebaut sind, durch Be­
zahlung eines jährlichen iBeitrages, der bei 
einem Einiheitörwett bis 50.000 S 2 v. T., 
über 50.000 S bis 100.000 S 3 v· T., über 
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100.000,s bis 150.000 S' 4 v. T. und über 
150.000 S 5 v. T. des Einheitswerteo des 
GruncLverm'ögens ·im Sinne ,der Bestimmun­
.gendes Relchsbewertung,sgesetzes beträgt; 
ausgenlommen sind Eigel]tümer von Grund­
stücken, insoweit sich auf diesen durch 
Kriegseinwirkung be6chädigte oder zerstörte 
W;ohnhäuser od·er Wohnungen un'd Ge­
schäftsräume befinden; 

c) ,der Eigentümer von Wohnhäusern, insoweit 
diese oder die Wohnungen und Geschä,fts­
räume nicht durch Kriegseinwir,kung be­
schädigt oder zerstört wurden und hinsicht­
lich der Mietzinsbildung nicht den Bestim­
mungen des Mietenge6etzes unterliegen, 
dur.ch ill.ezahlung eines jährlichen Beitrages 
in der Hiöhe von 10 v. H. des gesamten 
J ahreS'mietzin6es 1947. 

3. Durch Lei,~tu~gender Hypothekargläubiger 
nach 'den Bes,timmungen des § 8 dieses Bundes­
ges~tzes. 

4. Durch AUlfnahme von Anleihen.' Die An­
leihen können auch im Wege von Schultdver­
ochreibungen aufiebracht werden. Die ISchuldver­
schreibungen können zur fruchvbringenden An­
legung von Kapitalien der Stiftungen, der unte.r 
öffentlicher Aufsicht stehenden 'Anstalten des 
Postsparka~enamtes und zurAnl~ge v~n Pupi-l-
largeldern verwendet we'I'den. . 

(2) Die B.eiträge nach Abs. (1), Z. 2 un1d 3, sind 
ab 1. Juli 1950 zu leisten. Die Leistungspflicht 
endet niit der Auf,Lösung deo Fonds (§ 23). 

§ 8. '(i) Pfandgläubiger, deren For.dernngen am 
1. JunI 194-8 auf 'durch 'Kriegseinwi,rkung be­
schädigten oder zerstört·en Wohnhäusern grund­
bücher:ich sichergestdlt waren, haben; wenn diese 
mit Fondshilfe' wieder hergestellt werden, einen 
Beitrag an den Fonds zu leisten. Dies~er beträgt 
bei Siche.rstellung der Hypothelkarforderung in 
mündelsiche,rer Rangor.dnung 40 ~. H., in allert 
anderen Fälim 60 v. H. der an diesem Stichtag 

.nochunber-ichtigt aushaft·enden Schuldsumme. Der 
Pfandgläubiger kann' sich durch Abtretung ,des 
seinem lBeitrag entsprechenden Teiles der 'Pfand­
forderung an den Fonds von der Beitragspflicht 
befreien. 

(2) PFandgläubig·er, deren FOl'derungen am 
1. Juni 1948 

a) auf durch Kriegseinwirkung nicht beschä­
digten oder 'zerstörten Wohnlhäuscrn oder 

b) auf durch Kriegseinwirkung beschädigten 
oder zerstönen Wohnhäu~er:n, deren Wie­
derherstellung ohne Fondshil.fe erfolgt, 

gruncJibücherlichsichergestellt 6ind; haben als Bei­
t,rag 5 v. H. der nachdiese.m Stichtag fällig wer­
denden Kapitals- und Zinsbeträge his zur gänz­
lichen Abstattung der ,schul.d, höchstem; jedoch 
bis Zur A,uflösung des Fonds (§ 23) an diesen zu 
leisten. '. 

(3) Von der illeitragslei6tung nach Abs. (1) und 
A!bs. (2) sind Pfandgläubiger dann 'befreit, wenn 
die von ihnen zu fordernden lBeträge zur Wieder­
herstellung des durch Kriegseinwir'kung besdiä- .. 
digten oder zerstönen IPfandgegenstandes ver­
wendet wurden. 

\ 
(4) Sind Fonc1erungen iauf ,in Abs. (1 ) und 

Abs. (2) genannte Liege~sch'aftClll grun'dbüch,erlich 
simultan sichergestellt, 60 sind die Fondsbeiträge 
unter verhältnismäßiger Ber.ü~ichtigung der 
Eilnheitswerte aEerLiegenschaften zu ermitteln. 

§ 9. Für hinsichtlj,chder ,Mietzinslbildung dem 
Mietengesetz unterliegende Mieträume gilt, soweit 
nicht schon eine rechts:wirksa:me Vereinbarung 
nach § 16, lAibs, (1), des lMietenge6etzes vorliegt, 
ab 1. Juli 1950 ein Hauptmietzins als vereinbart, 
der auf das Jahr gerechne,t den im § 2 des 
Mietwgesetzes aEgemein vorgesehenen H~upt­
.mietzins, ohne ,Berücksichtigung aUfälliger Er-­
höhung na,ch § 7 des IMietengesetzes, jeweils um 
höchs'ten6 13 Groschen für jede Krone des l'ahres­
mietzinses für 1914 übensteigt, wenn der Eigen­
tümBr in Ansehung .dieser Mieträume nach § 7, 
Abs. (1), Z. 2, lit. a, beitragspflichtig ist .. 

§ 10. Als nicht biegsibeschä:digt im Sinne 
dieses BundesgesetzC6 ist eine Wohnung oder ein 
Geschäfts.raum anzusehen.,· wenn di~e mit StJch­
tag·1. Juli 1945 für Wohn-, beziehungswei~ 
Geschäftszwecke geeignet waren, ein Wohnhaus, 
wwn der Kriegsschaden U1ilbedeutend (§ 2, lit. c) 
ist. 

§ 11. Der Beitrag6pfl'icht nach § 7, Abs. {I), 
.Z. 2, 1it. a und c, dieses Bundesgesetzes unter­
lieo-en auch die vom Hausei~entümer sdbst be-b \ <J _ 

nützten Wohn- und IGeschäiftsräume. 

§ 12. Von.dem im Eigentum des Bund~s, eipes 
Landes oder einer Gemeinde ste:hende.n Grund~ 
vermögen, das öff.entlimw Zwecken dient; bOwie 
von Kirchen und Friedhöfen der gesetzlich an­
erkannten. Kirchen' und Religions,gesellschaften 
ist ein Fopdshei'tra-g nicht zu leisten. 

§ 13. iMiteigmtü1l)eir sind zur ungeteilten Hand 
bei rragspflichtig. 

§ 14. (1) Die 'Fondsheiträge nach § 7, Abs. (1), 
Z. 2, Et. a und c, können von den EinkiVnften· des 
Eigentümers aus Vermietung und Verpachtung 
alb gesetzt werden. " 

(2) Die nach § 7, Abo. (1), Z. 2, vom Eigen­
tüLner zu leistenden Fondsbeiträge dür'fen auf den 
Best'andnehmer - uilbescha.det ·der Vorsch.rift des 
§ 9 - auch unter Bel'ufung auf andere Rechts­
vo~schriften nicht überwälzt werden. 

(3) In Ermanglung eines Von de.r Mietlkom­
mission 'bereits festg·csetzten Friedensmietzinses 
ist ,für die Wohnung oder ,den Geschäftsraum von 
dies·er ,ein Fr-iedensmietz:ins f.estzusetz,en, der f.ür 

. (~ 
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Mietgegenstände von gleicher Lage und B·eschaf- Vollendung der Wiederherw~:,lungsarbeiten an­
fenheit am 1. August 1914 ortsüblich als Mi·et.zins gefangen, für die künftige Dauer des Vertrages 
entrichtct wurde. Wird die Wohnung oder der begehren. Das Begehren muß mittels cingeschrie­
Gcschähsraum VOm Eigentümer sdbst benützt benen ,Briefes' gestellt werden, Kommt hinnen 
und ist ein F'riedensmietzins'nicht festgesetzt, so cin,,+:n ·!Monat nach clem A:blauf dieser Frist eine 
i6tder 'der Eirikommensteucr zugrunde gelegte I Vereidbamng nicht zustande, so cndet der Miet­
Nut'zungswert maßgebCDId. . \ vertrag ~it Ablauf V'On vier lMonatcn nach Erhalt 

(4) Die näheren Vorschriften über die Fonds_des eingeschriebenen [Briefes. . 
beiträge, insbcsondere ,liber die Behörden, das \ (6) Wird dcr Mieter zur .. Räumung verurteilt 
v~rfah.ren, clie veranlagu. ng, Fälliglkeit und Ein- [.Ak (5)], s9 beträgt die L~istun,gsfrist drei M?­
bnngung, werden durch Verordnung der Bunde,,- nate; ihre Verlängerung ist unzuläs.sig. Der blS­
regierung gctroffen, die . der Zustimmungdes-] h~~ige Best:andnehmer ha~ für die IBe~ützun~ der 
Hauptausochusses des Nationalrates bedarf. \ ,Raume. nach der Beend.igung des MIetvertrages 

.bis zur. tatsächlichen Räumung einen Entschädi-
IV. Leistu~gen des Fon.ds. . gung.~betrag in der Höhc :des letzten Mietzinses I . . 

§ 15. ,(1) Der Fonds kann nach !Maßgabe der I zu bezahlen. . . . 
vorhandenem Mittel finanzidle Hilfc. gewähren: (7) In den ,Fällcn des Ans. {1), lit. :1, kann die 

a) Eür die Wiederherstel1~n(7der durch iKri,~(7s- FondohiHe auch in d'er .obernahmeder Rürg­
einwirkung'bcschädigten" oder zerstlö,r~en schaft (§ 1355 AlBGiB.) für ein zwcit- oder später" 
Wohnhäuser; , rangig sicherg.eMclltes Darlehen und dessen Ver-

b) für Er~iatz des zersvörtcn Hausrates vor zinsung samt Nebengebühren oder in nicht rÜ,ck-
allem 'Von Mobeln. ' zahlbaren Zuschüssen zur Verzinsung bestehen. 

(2) IFürden lAufbau der durch Kriegseinwirkung (8) Die nähercn Vorschriften über dit,: Gewäh-
beschädigten oder ul1Störten Wohnhäuser kann rung vonFo~d6hilfe gemäß Abs. (1), lit.OO, ins­
der ,Fonds bis zur vollen Höhc"der WiederhelC~tel- bewnde.re liber A,rt, Umfang und Tilgung, werden 
lungsko6ten unverzinsliche Darlehen gewähren( durch eine mit ZU9tim~ung des HauptauslSchus~es 
die hypothdkarisdi sicherzustcllen sind. des Nationalrates bis 31. Oktaber 1948 vu cr-

(3) \Der' Dar:ehensneh'mer hat jährlich einen Til- lass'ende Verordnung getroffen. 
gungsbetrag inder Höhe von 1 v. H. der Da.r- § 16. Der Bundes.ministerfür Handel und 
lehms summe, in zwei gleichen Teitbet,rägen am WiederauPbau besümmt alljährlich nach Anhörung 
1. Jänner und am 1. Juli jedes Jahres, erstmalig der Kommission {§ 5), welcher Anteil des Fon'ds 
an dem der baubehördlichen ,Bewohnung~- und für Darlehcnzur WiederherlSte:1ung der Wohn­
Ben.ützungsbetWil~igung, iniErmangelung einer häuser und für Finanzierung des IErsatzes von 

. solchen dem Tage d'~r Vo;lmd'ung. der 'Wieder- 'kri-egszerstörtem Ha'usrat vergeben. wer.den darf. 

hersteHungsarbeiten fo:genden Halojahrestermin, § 17. Fonqshilfe für die. Wiederherstell.ung 
an .den ,Fonds abzustatten. h h kriegsbeschädigter oder zerstörter Wo n äuser 

(4). Die' mittels I Fon.dshilfe wlederhergoestellten darf nicht gewährt weNlten: . 
Wdhnungen und Geschäftsräume unterliegen den 
Bestimlmungendes Mietengesetzes 'mit der nach­
folgenden Abänderung. Der·jährlichc Hauptmiet­
zins darf höchstens Iv. H. der für die Wieder­
h"e<l'stdlung ·der IMieträume ;a:ufgewendetenKooten 
betragcn. Unterlagen die Mieträume im Zeit­
punkte der . Kr-iegseinwirkung hinsi.chtlichder 
Mietzin~bildung den Bestimmungen des Mietcn­
gesetzes, so kann mindest·erus ·der Hauptmietzins 
im Zeitpunlkte de.r K,riegseinwirkung verlangt 
werden. Bei Wiederherstellung von der gemein­
samen :Benütz'ung .der Mieterdiencnden bescbä­
digt,en oderzc:rstörten Ge:bäudetc'ilen 'werd·en 
jahrlich 1 v. H .. der Wiederhenstdlung:skolsten bis 
zur Tilgung des ~ondsheitnag'es für jelne Miet­
räume, .deren Bcnützerdi·e Wied,erhelCstdlung zu­
gute kommt, proportional ·dem Hauptmietzins, 

a) soweit die Kosten der beantragten ,Bau­
ausführung ,die . Kosten einer sachgemäßen, 
normalen \ Ausführung libersteigen; 

berechnet. 
(5) Dcr Ve.rmieter kann ,die Bez,ahlung des 

Mietzinses n'ach Abs. (4) von dem auf die Er­
teilung der baubehör·.HichenBewohnungs- und Be" 
nützung~bewilEgung fO':gendcn Tage an, in Er­
m~ngelung einer solch,en von dem ;Zeiwunkte der 

b) wenn die Wiederherstdlung vom ursprüng- . 
lichen Bestand we6entlich abweicht und für 
die Nbweichun~ keine zwingenden Vor­
schriften maßgebend waren ode"r .wcnn der 
wiecl:erherzustdlendc Wohnraum zu den 
nicht W ohn:zweckcn dienendenlRäumen in 
eine.rn ungün~tigeren Verhältnis :stünde als 
vor der Wiederherstellung; 

c) soweit Wiederherste1lungsarbeiotw vor el,em 
1. Juni i 948 geleistet wurden. . 

§ 18.(1) Bewcrber, die für ihre Wrederaufhau­
vorhaben eine,Fondsleist'ung anstreben, hanen 
ihre Ge:suche an -da.s Bundesministerium für 
Handel und Wic·deraufha:u zu ,richten und beim 
,Landeshauptmann, indessen Gebietsbereich -die 
Liegen~chaft liegt, einzureichen~ [)iesa hat di7 
Gesuche nach .oberp~ü.f<ung und lBegutachtung an 
das Bunde,sministerium für Handel und Wieder­
'aufbau mit emem Antrag weiterzuleitem. Der 

() 
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Bundesminister für Handel und Wiederaufbau 
entscheidet über das Ansuchen nach Anhörung der 
'iKommi65ion für den Wohnhaus-,Wiederaufbau".' 

(2) Das Bundesministerium für Handel und 
WiederauFbau stellt nach Anhörung der K~m­
mi6sion (§ 5) u~d der Landesregierungen Richt­
linien über die Reihenfolge, in der der Wie1der­
a~fbau im allgemeinen und die Wiederher~te:lung 
im iEinzelfa~,le durchzuführen ist, auf, die für die 
mit der Handha1Jung dieses ißundesgesetlzes be­
trauten Beh~.kden bindend sind. Die Gewährung 
der Fondshilfe kann von Auflagen, iil6'besondere 
hinsi'chtlich der hau technischen und hauwi.rtschaft­
lichen Gest:a':tung sowie hin6ichtlich der AU5ttüh­
rung und Übenwachung der WiederhenteUungs­
arbeiten, ab'hängig gemacht werden. Bei der Ge­
wäh.rung von Fondshilfe ist darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Fondsmittel in einem Ausmaß 
den Bundesländern zufließenI, das der Höhe der 
vOn J3undesmini6terium für Handel und Wieder­
auFbau festgestellten Kriegssch,äden an Wohn­
häu~ern inden. einze'lnen :Bundesländern ent­
~pricht. 

, § 19. (1) Durch den Bescheid, mit dem die 
Fondshi.Jfe 'bewilligt wurde, e,rrwirbt der Bewerher 
einen Anspruch. lDieBewilligung kann jedod1 
widerrufen werden, wenn der Bewel'ber durch 
sein Verschulden mit den Wiederherstellungs­
arbeiten nicht binnen sechs Monat,eru nach Ver-

,6tändigung von der BewiHigung begonnen, diese 
niCht gehörig fortgesetzt oder nichtzeitgerecht he­
endet hat oder hei d,er Durchführung ,der W;eder­
herstellungsa.rbeiten in wesentlichenPu·n:kten 
eigenmächtig yon dem der Bewilligung zugrunde 
gelegenen iBauvorhaben abweicht. ·Wird der 
Widerruf a'1]sgesp~ochen, sind bereits zugerzählte 
Darlehen unter Beobachtung einer hö·Chstens ein­
vierte'ljährigen Kündigungsfrist zur Rückzahlung 
zu kündigen. . 

(2) über den Anspruch de6 Bauwerbers auf die 
Fonp~hiHe kann weder durch Abtretung, An-

. weisung oder Verpfändung noch a'uf rrgendeine 
andere Weise unter Lebenden verfügt werden. 
Dieser ,Anspruch ,kann ,auch nicht von D.ritten in 
Exekution gezog,en werden. 

V. Altrnieter. 

§ ~o. (1) Der Hauseigentümer hat Mieträume, 
die n:olch den 'Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
wiederherge6tellt wurden, dem Altmieter oder, 
falls diese.r ver6torben, seinen nahen Angehörigen 
[§ 19, Abs. (2),2.11, Mietenrgel'l,etz), die mit ihm 
bei Eintritt ,der' Kriegseinwirkung im gemei~­
samen Haushalt geleht hahen, vor der e,rstmaligen 
Vermietung anzubieten. Hiezu geniÜgt die Ab­
sendung eines eingel5chtiebenen Briefes an 'die zu­
:etzt bt'kannt,e A'DSchrift~ Der A,Jtmieter oder seiile 
nahen Angehörigen müssen binnen 30, Tagen dM 
Anbot annehmen, widrigenfalls das Option6,recht 
erl06chen ist. 

\ 
\ 

(2) Altmieter ist., wer im Zeitpun:kt~der iKri~gs­
einwirkungIMieter de.r 111,l'llmehr wiederhergestell-
ten Mieträume war. ' 

VI. Steuer- und gebührenrechtliche 
Bestimmun,gen. . 

§ 21. (1) Leistungendel5 Fonds n:ach- § 15, 
Abs. (l), lit; a, werden nur in denjenrig,en Ländern 
gewährt, in deneru für wie.derhergestc!1~e Wohn­
häuser eine mindel5tens 2Üijährige voilständige /Be­
freiung von der Grund6teuer und von allen Ab­

-gaben eingeräumt wird, die von den Ländern und 
Gemeil1den \Vom Gebäudebesitz oder vom Auf-
wand für Wohnzwecken und Zweck<;n. eines 
gewerblichen Betriebesdieue!1de Räume zllkünftig 
eingehoben werden. 

(2) ,Die Landesgesetzgehung" wird ermächtigt" 
solche Befreiung9bestimmungen t5chon VOr Erlas­
sung des Grundsteuer-Grundsatzgesetzes [§ 11; 
Ab. {l), ',des ;Finanzausogleichsgesetzes 1948, 
B. G. BL Nr. 46/1 948] zu erlast5en. 

§ 22. (1) Die zur Durchführung der Bestim­
mungen dieses Bundesgel5etzes erforderlichen 
Schriften', Amt~haruflungen, Unkunden, protdkolle, 
Eingahen, amtlichen Ausfertigungen und Zeug­
nisse sind von den Stempel- und Gerichtsgeb,ühren 
befreit. . . . , 

(2) Die vom 'Fonds ausgeg,ebenen Teil6chuld­
ve.röchreib'll'ngen sind von Kapitals'verkehrssteuern 
befreit. 
. (3) Werden; iWiederaufbauyorhaben aus Mitteln 
d,e~ Fonds gefördert, s,o sind die Zlur Durchführung 
eines solchen Vorhabens a'bgeschlost5enen Rechts­
~el5chäJfte vOIJ den Stempel- und iRechtsgebühren . 
befreit. Für die grundbüche&iche iDurchführung 
so~cher Rechtsget5chätfte sind keine Geri~tsg,e'büh~ 
ren zu el1heben. 

'(4) iDie Begünstigung,eu mich Albs. (3) finden 
auch auf Recht,~ge§chäfte und grund'büchediche 'Ein~ 
t,ragungen Anwendung, die einem durch andere 
bundes- oder 'landes,o-esetzliche iFrÖrderungsmaß-

b • 

nahmen be.günstigten Wiederaufbau dienen. SInd 
solche ,Rechtsgel5chäfte 'vor dem Inkrafttreten 
dieses lBundel5gesetzes ibgeschlossen oder die iEin­
traguno-en ·:vor diesem ZeitpuIllkt vorgenommen 
wo~de~ trittdies,e Befreiung nur in jenen Fällen 
ei.i, in ',denen die Gebühr'en unter HinlWeis auf 
die~,elJl Verwendungszweck 'auf Ansuch~n gestundet 
w~rden .. 

VI[ Auflösung des Fo~ds. 

§ 23. Der Fonds ist vom Bundesminister1um' 
rUr Hande,l und Wiederaufbau im Einvernehmen 
mit dem lBundesministerium für Finanzen durch 
eine mit Zustimll1ung dels Hauptausschusses de& 
Nationalrates zu er::as6ende yerordnung ,aufzu­
:ösen, wenn nach Durchführung seiner Aufga:hen 
die Abrechnung .e/giht, daß alle Ve,rpflichtungen 
des IFonds berichtigt sind. lEin allfälliger Ver­
mögenSfel5t ist der Wohnuhgsfürsorge zuzuführen. 
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VIII. Strafbestimmu~gen. 

§ 24. (1) Übertretungen der ,Bestimmungen 
diese6 Bundesgesetzes werden, insofern sie ruicht 
einer strengeren ,strafbestimmung unterliegen, a15 
V el1Wa'l tungsü'bertretungvon d~r [ßezirbverwal­
tungs'behörde mit Geld bis zu 30.000 5, im Nicht­
einbringungsfalle mit Ar'test bis zu .drei Monaten 
bestraft, 'bei erschwerenden Umständen kann 
A,rr~tstraJfe an Stelle oder neben der Geldstrafe 
verhängt werden. 
• (2) Wer zum Zwecke der Umgehung ·oder Ver­

ei'te1ung der ,Bestimmungen dies,es iBundesgesetzes 
unwahre oder unvollständtig,.e Ang:l'ben macht, 
sonst' diese Bestimmungen zu umgehen sucht, ins­
besondere zu diesem Zwecke Leistungen' ver;: 
spricht oder 6,ich versprech,en' läßt, zu so:chem Ver-

I halten ansti,ftet oder hiebei miuwirkt, ist in 
gleicher Weise strafbar. 

(3) Die verhängten Gddstrafen fließen dem 
Fonds zu. 

§ 25. Wer ,Ce1dbeträge, die ihm auf Grund 
dieses Bundesgeseuzes gewährt worden sind, ihrer 
Bestimmung entzieht' und dadurch die 'Erreichung 
des in diesem IBunde6gesetz vorgesehenen Zweckes 
vereitelt oder gefährdet, macht sich eines Ver­
brechens schuldig und wird mit Kerker von sechs 
Monaten "bis zu einem' Jahr, wenn aber der 
zweckwidrig verwendete lBarbetrag 5000 5 ü1ber­
steigt, mit schwerem Ke'l1ker von ein bis fünf 
Jahren bestraft. Neben der ,Freiheitsstrafe kann 
ellle Geldstrafe 'bio zu 100.000 5 verhängt 
werden. 

§ 26. Die Mitglieder der Kommission ('§ 5), die 
während der Dauer ihrer Beste1;ung oder nach 
ErLöschen ihrer Funktion ein ihnen bei AU6übung 
iJhrer Täü~keit bekannt gewordenes und als solches 
bezeichneteö Geschäfts~ ode; rBetriebsgeheimnis 
durch Mitteilung oder Vellöffentlichung ver~etzen 
oder es zu ihrem oder eineö anderen Vorteil ver-

. werten, 'Werden, wenn rdie Handlung nicht nach 
einer ander,elll Vorsch.rift mit strengerer Strafe 
b~drohi ist, wegen Vergehens mit Arrest von drei 
Monaten bis zu zwei Jahren beötraft. 

Zweites Hau'ptstück, 

§ 27. (1) Auf di~~it Fondshilfe wiedeiher. 
geste~lten Wohnungen 'sind die Bestimmungen deo 
Wohnungsanfor·derungs,ge6etzes, St. G. BI. Nr. 138/ 
1945, in ·der derzeit geltenden< FaS6ung mit der 
nachfolgenden cAbä'nderung anzuv.i-enden. Der Alt-, 

, mieter (§ 20) hat vor den im § 15, Abs. (1), des 
W ohnungsanf~rderungsgesetzes genannten ,Per-
60nen auf die von ihm im Zeitpunkt der Kriegs­
einwirkung benützte und wiederhergestellte W oh­
nung Anspruch. Kann sein Ansp~uch nicht erfüllt 
werden, 600 ist ~r hei der Vergebung der mit 
FoOndshilfe wiederhergeötel'lten Wohnungen vor 
den in § 15, Abs. (1), des Wohnungsanfol'der~ng~­
gesetzes genannten Personen zu berücksichtigen. 

7 

Dies gilt sinngemäß ,für den Hauseigentümerhin~ 
sichtlich der von ihm im Zeitpunkt der Kriegs-
einwirkung.benrützten Wohnung. . 

(2) Die ,Beötimmung ,de> Ak (1) tritt gleich­
zemg mit . dem W ohnungsanfol'derungsgesetz 
außer Kraft. 

D r i t t e s Hau p t s t ü c k. 

§ 28.· Von der Anforderung nach den [ß·estim­
mungen ,des W ohnu~gsanforderungsgesetzes, 
St. G.Bt Nr.138/194'5, in der derzeit geltenden 
Fass,ung 61nd Räume aUer Art aU6g·enQmmen, die 
durch Krieg.seinwinkung unbewohl1lbar geworden 
sind und wiederhergesteEt werden, sof.ern die 
Wiederherstellung Aufwendungen: erfordert, die \. 
im Verhältnis zur Anzahl und Beschaffenlheit der. 
Räume als erheblich anzusehen sind, .und auf die 
Inanspruchnarhme öffentliche,r Mittel ausdrücklich 
verzichtet wird. 

§ 29. Der Altmieter, der nach Inkrafttreten 
di~es lBundesgesetzeö ohne Inanspruchnahme 
öffentlicher Mittel die his zur ,KJriegseinwirkung 
von ihm benützten Räume wiederherstellt, hat 

. Anspruch auf 'die wiederhergeste11t.en Mieträ.ume. 
Die Bestimmung,eo, des § 20 si\ld sinngemäß an­
zuwenden. 

. Viertes Hauptstück. 

§ 30. Hat der Vermieter eines hinsjchtlich der 
Mietzinsbildung dem Mietengeöetz unterliegenden 
HaU6es zur Behebung durch Kriegsein.wirk.ung 
verursachter unbedeutender Schäden (§ 2, lit. c) 
A ufwen'dungen gemacht,' SQ kann dieser Bettrag' bei 
Berücksichtigung ,der in den letzten drei Jahren 
nicht. zu Instandhaltungszwecken v,erwendeten 
Tei:eckr Hauptmiet(lnst,andhaltuo:gs)'zi-nse in Ab­
zu.g gebl'acht werden. 

Fünftes Hauptstüi:k. 

I. Aufhebung deutscher Rechtsvorschriften. 

§ 31. Die §§ 1, Abs. (3), 2 bis 6, 7, l}hs. (1),. 
und 8, der Verordnung über dierEinwirkung von 
Krieg6sachschä.den an Gebäuden auf Miet~ un:d 
Pachtverhä.ltnisse vom 2,8. Septemlber 1943, Deut­
.ches R. G. iBl. 15. 546, werden aufgehoben. 

§ 32. (1) Die auf dem Gebiete des Kriegssach­
schadenrechteö bestehenden deutschen Rechtsyor­
schriften werden~mit Wirkung vom 27. April 
1945 außer Kraft gesetzt. 

(2) Insb~ond~re treten außer\ Kraft: 
Die KJriegssachschadenverordriung. vom 30. No- . 

vem'ber 1940, Deutsches R.G. BI. ,I S. 1547, samt 
Beri~tigung, Deutsches R.G.Bl. 1941, 15.42; 

die erste DurchfÜlhrungsverordnung zur Kriegs­
sachschadenverordnung 'CKJriegsschädenzu6tändig­
keits-Verordnung) 'Vom 2. Dezember 1940, Deut­
sches R. G. iBL I S. 1557; . 
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die Verordnung ZUr Änderung der eroten 
Durchführ'ungsverordnung zur' Kriegssachschäden­
verordnung {Krieg~LSchädemzuständig1k.eit~erord_ 
nung) vom 10. Dezemlber 1941, D~ut~ches 
R. G. ißt ,1 S. 756; 

die zweite Durchführung6verordnung zurKriegs­
sachschädenverordnung vom 10. Jänner 1941, 
Deutsches IR.G. BL I S.,27; 

die erste Verordnung über die tAusdehnungder 
KriegssachschädenverordnUng auf außerhal'bdes 
Reichsgebi,etes eingetretene Schäden vom 
18. April 1941,'Deutsches R.G.ißl. I S. 215; 

dieVerordnung Über die 'Einrichtung des R:eichs­
kr:egisschadelllamt'es vom 15. April 1941,neutsches 
R. G. BI. I S.205; 

die dritte Durchführungs- und Ergänzung.s,ver­
ordnung zur Kriegssachschädemvemrdnung (iBe.~ 
handlung der Kriegsschäden nichtdeutscher Per­
sonen) vom 28. Jänner 1942, Deutsches R. G. BI. I· 
S.49, samt Berichtigung, Deutsches R. G. BI. I 
S . .70; 

dieviert.e Durchführung6verordnung zur Kriegs­
.sachschädenverordnung vOm 11. April 1942, Deut­
sches R. G.'Er. I S. 169; 
;die fünfte Durchführ,ungs- und Ergämwngsver­

ordnung 'zur KriegssachschädCll'verordnung (Schä­
den der Seeschiffahrt) vom 13. November 1942, 
Deutsches R. G. ißt. I 'S.645; 

die zweite Verordnung über die Ausdehnung 
der Kriegssachschädenverordnung auf außerha,lb 
des Reichsgelbietes einget,retene Schäden vom 
18. Februar 1942, Deutsches R. G. BI. I S. 84, samt 
Berichtigung, Deutsches iR. G. BI. I S. 374; 

die dritte Verordnung. üher die Ausdehnung 
des Kriegs6achschädentrechtes auf außerhal:b des 
Reichsgebietes' ~ingetretene Schäden V9m 7. Juli 
1942, Deutsches R .. G. BI. I S. 446; 

die' vierte Verordnung über die Ausdehnung 
der :Kriegssachschädenverordnung auf außenhalb 

. des Reichsgebietes eingeoretene Schäden vom 
26. Noveniber 1942, Deutsches R. G. ißt I S. 665; 

/·die' Verordnung' über die Vermögeus6chäden 
aus dem Volkstum;;kampf im Westen vom 
30. April 1943, Deutsches R.G. BI. I S.279; 

die Veror.dnungü'ber die Anwendung der 
Kriegssachschädenv{lro~dnung ,~nd der Volkstums-' 

• 

. schädenverordnung auf Sch~den, die in den· be­
setzten Ostgebieten eingetreten sind, vom 6. Mai 
1943, Deut6ches R.G.BLT S.316; 

die sedMte Dunhführungs- und Ergänzungs­
verordnung zur iKrieg6sachsd1ädenverordnun'g 
(Vereinfachung des Verfahrens) vom 8. Juli 1943, 
DeutscheS R. G. BI. r s. 383; . 

die Verordnung übe'!: die Kriegssach-iVolkstums­
schäden im Generalgouvernement vom 27. Augu5t 
1943, Deutsches iR,'G:. 'BI. I S. 533; 

die, siebente Durduführungs- und Ergänzungs­
,verordnung 'Zur Kriegssachschädcnverordnung 
. 0Kriegs6,ch~den - an Wertpapier,en) vom 6. No­
cY,mher 1943, 'Deutsches IR.G.,El.I S. 632; 

die Verordnung ülber die Gebühren der Rechts­
anwälte im Verfahren nach der K!riegssach.schä-'· 
denIVerordnung vom 15. Jänner 1944, Deutsches 
R. G. BI. I S.37; 

die Verordnung zur Änderung der, sechsten 
Durchführungs- un,d. Ergänrzungsverordnung zur 
Kriegssachschädenvc;rordnung (Verein>fachung des 
Verfahrens) vom 2; Oktdber 1944, Deutsches 
R. G. B.l. I S.242; , . 

die Verordnung Ü'berdie Vergüwng für die 
Bearbeitung von Kriegs6achsch~den vom 18. De­
zem'ber 1944, Deutsches R. G. EI. ,I S. 350. 

H. Vollziehung. 

§ 33. Mit ,der Vol1ziehung dieses iBundesgesetzes 
sind ·betraut: Das Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau hinsichtlich der §§ 1 bis 13, 
§ 14, Albs. (1) Ulld (2), § 15, A'bs. (11) bi6 (3) und 
Abs. (7) und (8), §§ 16 bis 20, 23, 24, 28, 32, 
hinsichtlich des § 5, Abs. (2), auch die Bundes­
ministerien für Finanz,en und soziale Verwaltung; 
das Bundesministerium für Justiz hinsichtlich deor 
Bestimmungen de~ § 22, soweit sie sich auf Ge-' 
richtsgebühren beziehen, der §§ 25, 26 und 29 
bis 31, in Ansehung der §§ 9, 14, Albs. (3), 15, 
Abs. (4) bis (6) und § 20 im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für soziale Verwaoltung; 
das Bundesministerium für so.ziale Verwaltung 
hinsichdich des § 27; da6 Bundesministerium für 
Finanzen hinsichtlich des. § 7, des § 21 und des 
§ 22, soweit er 6ich_ nicht auf die GerichtsgeblÜhren 
bezieht; die Bundesregierung hinsichtlich 'des § 14, 
1\b5. (4). 
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